
Notifizierung gemäß Artikel 95 Absätze 4 und 5 EG-Vertrag

Antrag auf Genehmigung der Einführung einzelstaatlicher Bestimmungen, die von einer gemein-
schaftlichen Harmonisierungsmaßnahme abweichen

(2003/C 278/02)

(Text von Bedeutung für den EWR)

(Notifizierung Nr. 2003/A/9171)

1. Mit Schreiben vom 23. September 2003 notifizierte die
Republik Österreich der Kommission die regionalen Vorschrif-
ten des „Salzburger Gentechnikverbots-Gesetzes“, deren Einfüh-
rung sie in Abweichung von den Bestimmungen der Richtlinie
2001/18/EG des Europäischen Parlaments und des Rates über
die absichtliche Freisetzung genetisch veränderter Organismen
in die Umwelt (1) für erforderlich hält. Die österreichische No-
tifizierung ging bei der Kommission am 24. September 2003
ein.

2. In Artikel 95 Absatz 4 ist Folgendes vorgesehen: „Hält es
ein Mitgliedstaat, wenn der Rat oder die Kommission eine
Harmonisierungsmaßnahme erlassen hat, für erforderlich, ein-
zelstaatliche Bestimmungen beizubehalten, die durch wichtige
Erfordernisse im Sinne des Artikels 30 oder in Bezug auf den
Schutz der Arbeitsumwelt oder den Umweltschutz gerechtfer-
tigt sind, so teilt er diese Bestimmungen sowie die Gründe für
ihre Beibehaltung der Kommission mit.“

3. Gemäß Artikel 95 Absatz 5 EG-Vertrag „teilt ein Mitglied-
staat, der es nach dem Erlass einer Harmonisierungsmaßnahme
durch den Rat oder die Kommission für erforderlich hält, auf
neue wissenschaftliche Erkenntnisse gestützte einzelstaatliche
Bestimmungen zum Schutz der Umwelt oder der Arbeits-
umwelt aufgrund eines spezifischen Problems für diesen Mit-
gliedstaat, das sich nach dem Erlass der Harmonisierungsmaß-
nahme ergibt, einzuführen, die in Aussicht genommenen Be-
stimmungen sowie die Gründe für ihre Einführung der Kom-
mission mit“.

4. Gemäß Artikel 95 Absatz 6 beschließt die Kommission
innerhalb von sechs Monaten nach der Notifizierung, „die be-
treffenden einzelstaatlichen Bestimmungen zu billigen oder ab-
zulehnen, nachdem sie geprüft hat, ob sie ein Mittel zur will-
kürlichen Diskriminierung und eine verschleierte Beschränkung
des Handels zwischen den Mitgliedstaaten darstellen und ob sie
das Funktionieren des Binnenmarkts behindern“.

5. Der Gesetzentwurf (2) soll vor allem dem Schutz von Na-
tur und Umwelt sowie der natürlichen Artenvielfalt und des

ökologischen Landbaus dienen. Der Anbau von gentechnisch
verändertem Saatgut (einschließlich von solchem, das auf Ge-
meinschaftsebene zugelassen ist), soll verboten werden, ebenso
der Einsatz von transgenen Tieren zu Zwecken der Zucht und
insbesondere das Freilassen von transgenen Tieren zu Zwecken
der Jagd und Fischerei. Gemäß dem Gesetzentwurf sind solche
Aktivitäten jedoch zugelassen, wenn sie in geschlossenen Sys-
temen erfolgen. Ferner sind Ausgleichsmaßnahmen bei finan-
ziellen Verlusten aufgrund der Anwesenheit gentechnisch ver-
änderter Organismen in traditionellen Produkten vorgesehen.
Das Gesetz ist als zeitlich begrenzte Maßnahme geplant und
soll für drei Jahre gelten.

6. Die Salzburger Landesregierung hält es für erforderlich,
Maßnahmen zum Schutz der traditionellen und ökologischen
landwirtschaftlichen Produktion sowie der genetischen Ressour-
cen (Pflanzen und Tiere) vor Einkreuzungen von GVO zu er-
greifen. Dabei stützt sie sich darauf, dass ihrer Meinung nach
die Frage der Koexistenz der gentechnikfreien landwirtschaftli-
chen Produktion und der Produktion mit GVO noch weit-
gehend ungeklärt ist. Der Gesetzentwurf legt drei Studien zu-
grunde, aus denen hervorgehen soll, dass ein GVO-Verbot für
Salzburg unerlässlich ist, da Koexistenz-Maßnahmen praktisch
nicht umsetzbar seien und keine umfassenden Kenntnisse über
alle potenziellen Risiken von GVO vorlägen (3). Ferner werden
in den Erläuterungen im Anhang zu dem Gesetzentwurf kurz
die Besonderheiten des Ökosystems des Landes Salzburg und
seiner landwirtschaftlichen Praktiken dargelegt, die von den
Behörden des Landes als besondere Umstände eingestuft wer-
den, die eine Abweichung von der Richtlinie 2001/18/EG
rechtfertigen.

7. Die Kommission weist an der Einreichung von Bemer-
kungen zu der österreichischen Notifizierung interessierte Par-
teien darauf hin, dass diese nur dann berücksichtigt werden,
wenn sie spätestens einen Monat nach Veröffentlichung dieser
Bekanntmachung im Amtsblatt der Europäischen Union eingehen.
Ferner behält sich die Kommission das Recht vor, übermittelte
Bemerkungen an die Republik Österreich weiterzuleiten.
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(1) ABl. L 106 vom 17.4.2001, S. 1—39.
(2) Entwurf eines „Gesetzes . . . mit dem der Anbau von gentechnisch

verändertem Saat- und Pflanzgut, der Einsatz von transgenen Tieren
zu Zwecken der Zucht und das Freilassen von transgenen Tieren
insbesondere zu Zwecken der Jagd und Fischerei verboten werden“
(Salzburger Gentechnikverbots-Gesetz, GTVG)

(3) Bei den drei Studien handelt es sich um: „GVO-freie Wirtschafts-
gebiete: Konzeption und Analyse von Szenarien und Umsetzungs-
vorschriften“, Werner Müller, 28. April 2002 (im Auftrag des Um-
weltressorts des Landes Oberösterreich und des Bundesministeriums
für soziale Sicherheit und Generationen); „Scenario of coexistence of
genetically modified, conventional and organic crops in European
agriculture“, Gemeinsame Forschungsstelle, Mai 2002; „Report from
the Working Group on the co-existence of genetically modified
crops with conventional and organic crops“, dänisches Institut für
Agrarwissenschaft, 10. Januar 2003.



8. Weitere Informationen zur Notifizierung sind erhältlich
von:

Bundesministerium für Wirtschaft und Arbeit
Abteilung C2/1
A-1010 Wien, Stubenring 1
Tel. (43-1) 711 00 58 96
Fax (43-1) 715 96 51 oder (43-1) 712 06 80
E-mail: post@tbt.bmwa.gv.at

Ansprechpartner bei der Europäischen Kommission:

Hervé Martin
Europäische Kommission
Generaldirektion „Umwelt“
Referat C4
BU5 02/137
B-1049 Brüssel
Tel. (32-2) 296 54 44,
Fax (32-2) 299 10 67,
E-mail: herve.martin@cec.eu.int

Vorherige Anmeldung eines Zusammenschlusses

(Sache COMP/M.3273 — First/Keolis/TPE JV)

(2003/C 278/03)

(Text von Bedeutung für den EWR)

1. Am 6. November 2003 ist die Anmeldung eines Zusammenschlussvorhabens gemäß Artikel 4 der
Verordnung (EWG) Nr. 4064/89 des Rates (1), zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 1310/97 (2),
bei der Kommission eingegangen. Danach ist Folgendes beabsichtigt: Das Unternehmen FirstGroup plc,
Großbritannien, („First“) und Via G.T.I. United Kingdom Limited, London („Keolis“), das von der franzö-
sischen SNCF kontrolliert wird, erwerben im Sinne von Artikel 3 Absatz 1 Buchstabe b) der genannten
Verordnung die gemeinsame Kontrolle bei dem neu gegründeten Gemeinschaftsunternehmen TransPennine
Express JV (TPE JV) durch Übertragung von Vermögenswerten.

2. Die beteiligten Unternehmen sind in folgenden Geschäftsbereichen tätig:

— First: Schienentransport- und Busunternehmen in Großbritannien;

— Keolis: öffentlicher Personentransport (Schiene und Straße) in Europa;

— TPE JV: Passagier-Transportleistungen in Großbritannien.

3. Die Kommission hat nach vorläufiger Prüfung festgestellt, dass der angemeldete Zusammenschluss
unter die Verordnung (EWG) Nr. 4064/89 fällt. Ihre endgültige Entscheidung zu diesem Punkt behält sie
sich allerdings vor.

4. Alle interessierten Unternehmen oder Personen können bei der Kommission zu diesem Vorhaben
Stellung nehmen.

Die Stellungnahmen müssen bei der Kommission spätestens zehn Tage nach dem Datum dieser Veröffent-
lichung eingehen. Sie können der Kommission durch Telefax (Nr. (32-2) 296 43 01 oder 296 72 44)
oder auf dem Postweg, unter Angabe des Aktenzeichens COMP/M.3273 — First/Keolis/TPE JV, an folgende
Anschrift übermittelt werden:

Europäische Kommission
Generaldirektion Wettbewerb
Kanzlei Fusionskontrolle
J-70
B-1049 Brüssel.

(1) ABl. L 395 vom 30.12.1989, S. 1; Berichtigung: ABl. L 257 vom 21.9.1990, S. 13.
(2) ABl. L 180 vom 9.7.1997, S. 1; Berichtigung: ABl. L 40 vom 13.2.1998, S. 17.
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